Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/3743 


Antrag 

der Abgeordneten Dichgans, Dr. Lenz (Bergstraße), Dr. Jaeger 
und der Fraktion der CDU/CSU 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes und 
des Strafgesetzbuches 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

Änderung des Gerichtsverfassungsgesetzes 

Das Gerichtsverfassungsgesetz wird wie folgt 
geändert: 

1. § 178 erhält folgende Fassung: 

.§ 178 

Ordnungsstrafe wegen Ungebühr 

(1) Das Gericht kann gegen Parteien, Beschul- 
digte, Zeugen, Sachverständige oder bei der 
Verhandlung nicht beteiligte Personen, die sich in 
der Sitzung einer Ungebühr schuldig machen, 
vorbehaltlich der strafgerichtlichen Verfolgung, 
eine Ordnungsstrafe in Geld oder eine Haft- 
strafe festsetzen und sofort vollstrecken lassen. 

(2) Bei der Verhandlung vor einem Kollegial- 
gericht beträgt die Geldstrafe bis zu 10 000 Deut- ' 
sehe Mark, die Haftstrafe bis zu sechs Wochen. * 
Bei der Verhandlung vor einem einzelnen Rich- 
ter kann eine Geldstrafe bis zu 1000 Deutsche ! 


Mark oder eine Haftstrafe von bis zu einer 
Woche festgesetzt werden." 

2. § 180 wird durch folgenden Satz 2 ergänzt: 

„§ 178 Abs. 2 Satz 1 findet keine Anwendung." 

3. Hinter § 181 wird folgender § 181 a eingefügt: 

.§ 181 a 

Weitere Beschwerde 

In den Fällen des § 178 Abs. 2 Satz 1 ist, so- 
fern auf eine Haftstrafe von mehr als einem Mo- 
nat erkannt worden ist, die weitere Beschwerde 
zulässig. Die Vorschriften des § 181 Abs. 1 und 2 
finden entsprechende Anwendung, über die wei- 
tere Beschwerde entscheidet der Bundesgerichts- 
hof." 

Artikel 2 

Änderung des Strafgesetzbuches 

§ 125 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Geschieht die Zusammenrottung in der Ab- 
sicht, auf die Rechtsprechung einzuwirken, so ist 
in den Fällen des Absatzes 1 auf Gefängnis nicht 
unter einem Jahr zu erkennen." 
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Artikel 3 

Geltung im Land Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 


Bonn, den 22. Januar 1969 


Dichgans 

Dr. Lenz (Bergstraße) 
Dr. Jaeger 

Dr. Barzel und Fraktion 
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Begründung 


Wenn der Staat sich schützen will, muß er dafür 
sorgen, daß die Gerichte ohne Störungen Recht spre- 
chen können. Das gilt in allen Ländern der Welt als 
selbstverständlich. Nur in der Bundesrepublik sind i 
die Gerichte offensichtlich außerstande, sich gegen 
organisierte Störversuche ausreichend zur Wehr zu 
setzen. 

Störungen der Gerichtsverhandlung kann nach den 
Bestimmungen der §§ 176 ff. GVG über die Sitzungs- 
polizei nur in unzulänglicher Weise begegnet wer- 
den: 

Bei Ungehorsam gegenüber zur Aufrechterhaltung 
der Ordnung erlassenen Befehlen können die stören- 
den Personen gemäß § 177 GVG lediglich aus dem 
Sitzungszimmer entfernt und höchstens 24 Stunden 
in Haft genommen werden. Im Falle der sogenannten j 
Ungebühr kann gemäß § 178 GVG eine Ordnungs- ' 
strafe von bis zu 1000 Deutsche Mark oder bis zu ! 
drei Tagen Haft festgesetzt und sofort vollstreckt ^ 
werden. | 

Diese Ordnungsstrafen betrachten die Störgruppen | 
offenbar als ein Risiko, das sie hinzunehmen bereit 
sind. Die in § 178 GVG ausdrücklich vorbehaltene 
strafgerichtliche Verfolgung hilft ebensowenig. Denn 
entscheidend ist, daß den Störversuchen auf der 
Stelle wirksam begegnet werden kann. i 

Das angelsächsische Recht hat hierfür ein Institut 
mit den erforderlichen Möglichkeiten entwickelt: 
die Bestrafung wegen „contempt of court". Sie er- 
folgt bei „contempt in the face of the court" auf 
der Stelle und aufgrund der eigenen Anschauung 
des Gerichts. Hinsichtlich der Strafgewalt wird je- 
doch zwischen Unter- und Obergerichten differen- 
ziert: die unteren Gerichte können nur Geldstrafen 
oder Freiheitsstrafen bis zu drei Monaten verhän- 
gen. Demgegenüber kann der High Court of Justice 
auf Geld- und Freiheitsstrafen in unbeschränkter 


Höhe erkennen, und zwar auch für ein contempt, 
das einem Untergericht gegenüber begangen wor- 
den ist. 

An diese Regelung sollte angeknüpft werden. 

Bei der Verhandlung vor einem einzelnen Richter 
wird mit einer Haftstrafe von bis zu einer Woche 
auszukommen sein. Bei allen Kollegialgerichten 
sind dagegen höhere Strafen einzuführen. Die Diffe- 
renzierung trägt der unterschiedlichen Bedeutung 
der Gerichte Rechnung. 

Die Verstärkung der Ordnungsstrafgewalt der Kol- 
legialgerichte verlangt jedoch größere rechtsstaat- 
liche Sicherung. Deshalb erscheint es geboten, bei 
schwereren Haftstrafen eine weitere Beschwerde 
vorzusehen, um den Rechtsschutz zu verstärken und 
zugleich eine einheitliche Rechtsprechung zu errei- 
chen. 

Andererseits ist trotz der Erhöhung des Strafrah- 
mens an dem bisherigen Grundsatz, daß Rechtsbe- 
helfe keine aufschiebende Wirkung haben, festzu- 
halten. Nur der sofortige Vollzug kann die unbe- 
dingt erforderliche Wirkung zeitigen, die Autorität 
unserer Gerichte zu stärken. Im übrigen hat bereits 
nach geltendem Recht das Gericht die Befugnis, die 
Vollstreckung auszusetzen oder zu unterbrechen. 

Zur Sicherung der Rechtsprechung vor Mißachtung 
und Störung außerhalb der Gerichtsverhandlung er- 
scheint es notwendig, die Bestimmung des Strafge- 
setzbuches über den Landfriedensbruch um einen 
besonderen Tatbestand zu erweitern. Da die Recht- 
sprechung im demokratischen Rechtsstaat unbedingt 
von jeder Beeinflussung freigehalten werden muß, 
ist es geboten und sachlich gerechtfertigt, Einwir- 
kungen auf die Rechtsprechung schwerer zu bestra- 
fen als Störversuche, die dazu dienen, politische 
Entscheidungen zu erzwingen. 
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